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06. April 2006
Pressemitteilung

Erwartungen der Landkreise an die Landespolitik

in der 5. Legislaturperiode:
Kommunale Selbstverwaltung stärken, 

Funktionalreform fortsetzen,
Finanzbeziehungen neu regeln,

ländlichen Raum zukunftsfähig gestalten
„Die Selbstverwaltung der Gemeinden und Landkreise ist eine entscheidende Grundlage für die bürgerschaftlich getragene Weiterentwicklung unseres Landes. Wir bitten daher die Landesregierung und den neuen Landtag, sich auf allen politischen Ebenen für eine Stärkung der kommunalen Selbstverwaltung einzusetzen“, erläutert Dr. Michael Ermrich, Präsident des Landkreistages Sachsen-Anhalt, die Kernforderung der Landkreise an die Landespolitik in der 5. Legislaturperiode. Daneben erwartet der Landkreistag von der neuen Landesregierung und dem neuen Landtag, dass 
· die Kreisgebietsreform begleitend unterstützt,
· die Funktionalreform kraftvoll fortgesetzt,
· die gemeindliche Ebene weiter optimiert,
· die kreisliche Finanzausstattung aufgabengerecht abgesichert,
· der kommunale Finanzausgleich strukturell weiterentwickelt,
· „Hartz IV“ in Sachsen-Anhalt kommunalgerecht umgesetzt und
· der ländliche Raum zukunftsfähig gestaltet
wird.

In seinem Papier stellt der Landkreistag noch einmal deutlich heraus, dass die kreisliche Neuordnung durch eine umfassende Funktionalreform begleitet werden muss. „Die ab 01. Juli 2007 leistungsfähigeren Landkreise bieten die Chance für eine straffere Organisation der Verwaltung im Land Sachsen-Anhalt. Die Neuordnung der Zuständigkeiten zwischen Land und Kommunen sollte daher gleich zu Beginn der bevorstehenden Legislaturperiode angegangen werden“, fordert Dr. Ermrich. 
Auf gemeindlicher Ebene spricht sich der Landkreistag verstärkt für die Bildung von Einheitsgemeinden aus. „Um diesen Prozess zu beschleunigen, müssen bei unterdurchschnittlicher Einwohnerdichte auch Ausnahmeregelungen von der gesetzlichen Mindesteinwohnerzahl von 8.000 EW möglich sein“, so Dr. Ermrich. Bei den Verwaltungsgemeinschaften sollte die Zahl der Mitgliedsgemeinden begrenzt oder eine Mindesteinwohnerzahl für Mitgliedsgemeinden eingeführt werden. 
Unterstützung erwarten die Landkreise vom Land bei dem Ziel, eine dauerhafte und verlässliche Finanzierungsbeteiligung des Bundes an den weiter steigenden Kosten für Unterkunft und Heizung nach dem SGB II („Hartz IV“) ab 2007 einzufordern. Angesichts der guten Erfahrungen der Optionslandkreise bei der eigenverantwortlichen Wahrnehmung der Aufgaben nach dem SGB II fordert der Landkreistag auch eine Öffnung der kommunalen Trägerschaft (Option) für alle in Sachsen-Anhalt hieran interessierten Landkreise.

Die Landkreise wollen auch weiterhin funktionsfähige Lebensräume außerhalb der Verdichtungsbereiche Halle und Magdeburg erhalten. „Der ländliche Raum verdient von der Politik die gleiche Aufmerksamkeit wie die großen Städte. Um die vorhandenen Potentiale des ländlichen Raums stärken und der demographischen Entwicklung entgegenwirken zu können, muss auch künftig eine leistungsfähige Regionalförderung gewährleistet bleiben“, bekräftigt Präsident Dr. Ermrich.
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